— 141 — 


Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1923 Nr. 25. 


: In halt Geſetz, betreffend Beteiligung Preußens an der zu gründenden Aktiengeſellſchaft „Uberlandwerk Oberſchleſien“, S. 141. — Ver ⸗ 
Se? ordnung über die anderweite Feſtſetzung der Gebühren der Gerichte, Notare, Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher, ©. 142. 


(Nr. 12494.) Geſetz, betreffend Beteiligung Preußens an der zu gründenden Aktiengeſellſchaft „Überland⸗ 
werk Oberſchleſien“. Vom 26. April 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


$1. 
Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, nach Maßgabe der von dem zuſtändigen Minifter 
feſtzuſtellenden Pläne f RER 
a) zur Beteiligung des Preußiſchen Staates an der zu gründenden Aktiengeſellſchaft „Über— 
landwerk Oberſchleſien“ einen Betrag bis 250 000 000 Mark (zweihundertfünfzig Millionen 
Mark) wie folgt zu verwenden: ee 
1. 85 000 000 Mark (fünfundachtzig Millionen Mark) für die Übernahme von Aktien, 
2. bis 165 000 000 Mark leinhundertfünfundſechzig Millionen Mark) für die Über⸗ 
nahme weiterer Aktien oder für die Gewährung eines angemeſſen zu verzinſenden 
und zu tilgenden Darlehns, ſoweit weitere Geldmittel erforderlich werden follten; 
b) Bürgſchaft für die Anleihen der Aktiengeſellſchaft bis zum Geſamtbetrage von 
2 000 000 000 Mark (zwei Milliarden Mark) zu übernehmen. i 
Bei Beteiligung von Privatkapital an der Aktiengeſellſchaft muß ſichergeſtellt ſein, daß die 
Mehrheit der Aktien dauernd in öffentlich-rechtlicher Hand verbleibt. i 


$ 2. | \ 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 bewilligten Summen eine 
Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen aufzunehmen. 
Die Verwaltung der Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staatsſchulden übertragen. Die 
Anleihe iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des für den Anleihezweck aufge- 
nommenen Schuldkapitals unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten 
Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf bewilligte Anleihen verwendet werden. Als erſparte Zinſen 
ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung dieſer Anleihe aufgewendeten oder auf bewilligte Anleihen 
verrechneten Beträge anzuſetzen. | 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
ſind von zwei Mitgliedern der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu unterſchreiben. 
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Ausgegeben zu Berlin, den 28. April 1923. 


(3) Die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörigen Zinsſcheine und Wechſel 
können auch ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder nach einem beſtimmten Wertverhältnis auf 
in⸗ und ausländiſche Währungen ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

(4) Die Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

(5) Die Mittel zur Einlöſung der Schatzaunweiſungen und Wechſel können durch Ausgabe von 
Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage 
beſchafft werden. 

(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Der 
Umlauf und gegebenenfalls die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte 
beginnen, mit dem die Umlauffähigkeit und die Verzinſung der einzulöſenden Schuldpapiere aufhört. 

() Wann, durch welche Stelle und in welchem Betrage, zu welchem Zins oder Diskontſatze, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welchem Fälligkeitstage ſowie zu welchem Kurſe 
die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter; ihm bleibt im Falle des Abf. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 


Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 26. April 1923. i 
i Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel.) Braun. v. Richter. Siering. 


(Nr. 12495.) Verordnung über die anderweite Feſtſetzung der Gebühren der Gerichte, Notare, Rechts⸗ 
anwälte und der Gerichtsvollzieher. Vom 26. April 1923. 


Auf Grund des Artikel IV des Geſetzes, betreffend Abänderung des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes, 
vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 335), des Artikel II des Geſetzes, betreffend Abänderung der Gebühren. 
ordnung für Notare, vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 355) und des Artikel III des Geſetzes, betreffend 
Abänderung des Geſetzes, enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte 


und der Gerichtsvollzieher, vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 359), ſämtlich in der Faſſung des Ge⸗ 


ſetzes vom 12. April 1923 (Geſetzſamml. S. 107), wird verordnet: N 
| Artikel J. 8 1 
Die Gebühren des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes werden wie folgt abgeändert: 
1. Der im § 31 Abf. 1 beſtimmte Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt 2000 Mark. 


1. bis 20000 Mark einſchließlich t .  ert 1000 Mark, 


2. von mehr als 20 000 Mark bis 40 000 Mark einſchließlich...... ... 27000 » 
3 » 40 000 * „ 60 000 » ey e eee eee 
4 vr 200.000 7% 72780.0002 2 32 4100078 


el 


5. von mehr als 80.000 Mark bis 100 000 M A einſchließlich .... 5 000 Math, 
8 » » 100 000 » : » 130 000 S NEN BINGEN: 6000 » 
en » „ 130000 „ » 160 000 » » % ERST AEN 032359 
8 » » 160000 „ » 200 000 „ NBC 8 000 » 
9. » „ 200 000 * » 250 000  » 8 9000 » 
9 „ » 250 000 » „ 300 000 » » BIETE 10 000 „ 
EE „ » 300 000 * » 400 000 „ F 12 000 » 
1235 » » 400000 „ » 500 000 „ 0 W 15 000 
1330 ) „ 500 000 „ » 600 000 » 3 18000 „ 
155 > » 600 000 „ » 700 000 „ ö 21000 „ 
155 » » 700 000 „ » 800 000 „ NEE 24000 „ 
5 » » 800000 „ » 900 000. „ 22... 27 000 » 
N » » 900 000 -» „ 1.000000 » » rt 30000 » 


515 ferneren Wertklaſſen ſteigen um je 200 000 Mark und die Gebühren um je 4000 Mark. 


Für die im zweiten Abſchnitte des erſten Teiles bezeichneten Geſchäfte werden die Gebühren unter A 
mit 85 Maßgabe erhoben, daß von 1000 000 Mark bis 10 000 000 Mark die Gebühren um 3 000 Mark, 
von dem Mehrbetrage bis 100 000 000 Mark um 2000 Mark und darüber hinaus um 1000 Mark für jede 
Wertklaſſe von 200 000 Mark ſteigen. 

3. An Stelle der im § 45 Abf. 1. beſtimmten Gebührenſätze werden erhoben: 
von dem Betrage VL 


en,, ⁰ 6 vom Hundert, 
über 5000 „ bis zu 100000 Mare 4 » 
» 100000 » : „ » 500% 0% / QSm FL EES RER. 5 » 
» 500 000 „ 0 FERN DEE » 
e rss ͤ BEE W » 
„ ess. RE 7575 » 


Der Mindeſtbetrag der Gebühr ift 1000 Mark. 


4. Die im 8.48 Ab. 2 beſtimmte Stundengebühr von 30 Mark erhöht ſich, wenn das Geſchäft von einem 
Richter vorgenommen wird, auf 2500 Mark, wenn 8 von einem Gerichtsſchreiber vorgenommen wird, auf 
1.800 Dans 

5. Die Proteſtgebühr im § 49 Abſ. 2 beträgt: 
bei einem Werte bis 20 000 . ee d Mark, 
» 2; » * 50 000 2000 2 


* 

» » » Yu 100 000 » DEI 3000 7 
» * e 200 000 * * 4 000 » 
„5 „ 5 * 500 000 * „ 6 000 » 
» » „ » 1 000 000 „ » 8000 „ 
e eee? ee 10 000 „ 


Der 831 Abſ. 1 findet keine e 

6. Die im § 50 Abſ. 1 unter Nr. 2 erte hen Gebühr für die Beglaubigung von Abſchriften beträgt 
mindeſtens 1000 Mark und höchſtens 5 000 Mark. 

7. Die Gebühr des § 51 Abſ. 1 beträgt höchſtens 20 000 Mark. 

8. Die Gebühr des § 52 Kun höchſtens 10 000 Mark. 

9. Die Gebühr des 8 64 Abſ. 2 beträgt höchſtens 5 000 Mark. 

10. Die Gebühr des 8 68 Abſ. 1 beträgt 2 000 Mark. 

11. Die im 8 69 Nr. 1 unter a beftimmten Gebühren von 1 500, 750, 300, 150 und 20 Mark erhöhen 
ſich auf 20 000, 15.000, 10 000, 5.000 und 2000 Mark. 

12. Die im § 72 uf. 2 beſtimmte Gebühr beträgt 2 000 Mark. 

13. Die Gebühren im § 77 unter Nr. 1 von 3 und 9 Mark erhöhen ſich auf 50 und 150 Mark und 
die Gebühren unter Nr. 2 dafelbſt von 6, 2 und 12 Mark anf 200, 100 und 500 Mark. 
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14. Die Gebühr des § 80 Abſ. 1 beträgt höchſtens 5 000 Mark. 

15. Die Gebühren des § 89 Abſ. 1 und des § 90 Abſ. 1 und 2 betragen mindeſtens 1000 Mark, die 
des § 90 Abſ. 2 jedoch nicht mehr als 10 vom Hundert der jährlichen Einkünfte des Vermögens. Dieſe 
Vorſchrift findet auch entſprechend Anwendung in den Fällen des § 82 Abſ. 2 und des § 92 Abſ. 2. 

16. Die im § 94 Abf. 1 Satz 2 beſtimmte Gebühr beträgt nicht mehr als 10 vom Hundert der jähr⸗ 
lichen Einkünfte der Stiftung. 

17. Die im § 103 Abſ. 1 unter Nr. 2 und 3 und im § 105 Abf. 2 und im 8 140 Abf. 3b be 
ſtimmten Höchſtgebühren von 50 und 100 Mark erhöhen ſich auf 5000 und 10 000 Mark. 

18. Die Gebühr des § 107 Abſ. 1 beträgt mindeſtens 2000 Mark und höchſtens 20 000 Mark. 

19. Die Höchſtgebühr im § 117 Nr. 3 erhöht fi) von 30 Mark auf 3000 Mark. 


: Artikel I. 
Die Gebühren der Gebührenordnung für Notare werden wie folgt abgeändert: 

1. Der im § 3 Abſ. 1 beſtimmte Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt 2000 Mark. 

2. Volle Gebühr im Sinne des § 4 iſt die im Artikel I unter Nr. 2B beſtimmte Gebühr. 

3. Die im § 12 Abſ. 1 und 2 beſtimmten Höchſtgebühren erhöhen ſich von 300 und 100 Mark auf 


30 000 Mark und 10 000 Mark. 


4. Die im $ 13 beſtimmten Gebühren von 2, 3 und 6 Mark erhöhen ſich auf 100, 300 und 500 Mark. 

5. Der Notar erhält im Falle des § 14 Abſ. 1 Nr. 1: a i 4 

30 Mark für jedes angefangene Tauſend des Betrags bis 10 000 Mark, 

20 Mark für jedes angefangene Tauſend des weiteren Betrags bis 20 000 Mark, 
10 Mark für jedes angefangene Tauſend des weiteren Betrags bis 100 000 Mark, 
5 Mark für jedes angefangene Tauſend des Mehrbetrags. 

6. Der im § 15 Abſ. 2 beſtimmte Betrag erhöht ſich von 5 Mark auf 1000 Mark. 

7. Die im § 18 beſtimmten Summen von 10 000 und 50 000 Mark erhöhen ſich auf 100 000 und 
500 000 Mark. . 5 

Artikel UI. 
5 ’ 175 Gebühren der Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher werden wie folgt 
abgeändert: 

1. Volle Gebühr im Sinne des Artikel 3 iſt die im Artikel I unter Nr. 2 B dieſer Verordnung beſtimmte 
Gebühr. Der Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt 2 000 Mark. 

2. Die im Artikel J unter Nr. 3, 4, 5 und 17 dieſer Verordnung getroffenen Vorſchriften gelten entſprechend 
für die im Artikel 20 beſtimmten Gebühren der Gerichtsvollzieher für freiwillige Verſteigerungen, für Wechfel- 
proteſte, für Siegelungen und Entſiegelungen, für die Aufnahme von Vermögensverzeichniſſen ſowie im Falle 
der Zurücknahme von Anträgen mit der Maßgabe, daß in den Fällen des § 48 und § 105 Abſ. 2 des 
Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes die Mindeſtgebühr 1 000 Mark beträgt. 

3. Die im Artikel 21 beſtimmte Gebühr erhöht ſich von 5 Mark auf 80 Mark. 


Artikel IV. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Mai 1923 in Kraft und findet Anwendung auf alle zu dieſem Zeit. 


punkte noch nicht fällig gewordenen Gerichtskoſten und noch nicht beendigten Geſchäfte, in letzterer Hinſicht 
auch inſoweit, als Arbeiten bereits geleiſtet ſind. 


Berlin, den 26. April 1923. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. v. Richter. 


Redigfert im Büro des Staatsminſſterums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


